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Text 

Bauverhandlung und Baubewilligung 

§ 70. (1) Besteht die Möglichkeit, dass durch ein Bauvorhaben subjektiv-öffentliche Nachbarrechte 
berührt werden (§ 134a), ist, wenn nicht das vereinfachte Baubewilligungsverfahren zur Anwendung 
kommt, eine mündliche Verhandlung durchzuführen, zu der auch der Planverfasser und der Bauführer, 
sofern nicht § 65 Abs. 1 anzuwenden ist, zu laden sind. Wohnungseigentümer benützter Gebäude sind nur 
durch Anschlag an allgemein zugänglicher Stelle des Hauses (jeder Stiege) zu laden. Dieser Anschlag ist 
von der Behörde so rechtzeitig anzubringen, dass die Verhandlungsteilnehmer vorbereitet erscheinen 
können. Mit der Anbringung dieses Anschlages ist die Ladung vollzogen. Die Wohnungseigentümer 
haben die Anbringung des Anschlages zu dulden und dürfen ihn nicht entfernen. Eine etwaige Entfernung 
vor dem Verhandlungstermin bewirkt nicht die Ungültigkeit der Ladung. Sämtliche an die 
Wohnungseigentümer gerichteten verfahrensleitenden Schriftstücke der Behörde sind auf die gleiche Art 
und Weise wie Ladungen zur mündlichen Verhandlung anzuschlagen und gelten mit der Anbringung 
dieses Anschlags als zugestellt. 

(2) Eine mündliche Verhandlung gemäß Abs. 1 entfällt, wenn 

 1. die Behörde die Eigentümer benachbarter Liegenschaften (§ 134 Abs. 3) vom Einlangen eines 
Ansuchens um Baubewilligung nachweislich verständigt und ihnen unter Bekanntgabe der Zeit 
und des Ortes der möglichen Akteneinsicht die Gelegenheit einräumt, allfällige Einwendungen 
im Sinne des § 134 Abs. 3 gegen die geplante Bauführung binnen einer angemessenen Frist, die 
zumindest drei Wochen beträgt, bei der Behörde einzubringen, und 

 2. innerhalb der gesetzten Frist keine zulässigen Einwendungen erhoben werden. 
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(3) Über das Ansuchen um Baubewilligung hat die Behörde durch schriftlichen Bescheid zu 
entscheiden. Wird die Baubewilligung erteilt, ist damit über Einwendungen abgesprochen. 
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